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Geschaftszahl: 2022-0.720.108 Wien, 13. Oktober 2022

Starkstromwegerecht; Bewilligungsverfahren gemal} Starkstromwegegesetz
1968; Netz OO GmbH; 110 kV-Leitung Ernsthofen - St. Pantaleon,
Leitungserhohung MNr. 46 - MNr. 47; Ermittlungsverfahren

Anberaumung einer miindlichen Verhandlung
unter Verwendung technischer Einrichtungen
zur Wort- und Bildiibertragung (Videokonferenz)

KUNDMACHUNG
(Ladung)

Die Netz Oberosterreich GmbH plant wegen eines geplanten Bauvorhabens der Steinbach
International GmbH auf den Grundstiicken Nr. 2423/1 und 2423/2, KG Thurnstorf, ihre 110 kV-
Leitung UW Ernsthofen — UW St. Pantaleon im Spannfeld Mast Nr. 46 bis Nr. 47 zu erhohen.
Dies ist notwendig, um den gemal OVE EN 50341:2020 geforderten Schutzabstand weiterhin
einhalten zu kénnen. Die bestehenden Masten Nr. 46 und Nr. 47 sollen abgetragen und am
selben Standort neu errichtet werden. Die untere Auslegerhéhe beider Masten wird von 18,0 m
auf 44,0 m erhoht.

Mit Schreiben vom 5.10.2022 hat die Netz Oberdsterreich GmbH im Namen der Energie AG
Oberosterreich sowie im eigenen Namen um Durchflihrung des starkstromwegerechtlichen
Bewilligungsverfahrens gemall §§ 6, 7 Starkstromwegegesetz 1968, BGBI. Nr. 70/1968, idgF,
sowie des elektrizitdtsrechtlichen Bewilligungsverfahrens nach den Bestimmungen des
Elektrotechnikgesetzes 1992, BGBI. Nr. 106/1993, idgF, fiir das genannte Vorhaben angesucht
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und der Bundesministerin fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und
Technologie die erforderlichen Einreichunterlagen tbermittelt.

Die Zustandigkeit der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation
und Technologie zur Durchfiihrung des starkstromwegerechtlichen Verfahrens ergibt sich
gemal §1 Abs. 1 StWG iVm § 24 daraus, dass sich die betroffene elektrische Leitungsanlage fir
Starkstrom auf zwei Bundeslander erstreckt.

GemaR §7 Abs.1 StWG ist durch Auflagen eine Abstimmung des Projekts mit bereits
vorhandenen oder bewilligten anderen Energieversorgungseinrichtungen und mit den
Erfordernissen der Landeskultur, des Forstwesens, des Wasserrechtes, der Raumplanung, der
Wasserwirtschaft, der Wildbach- und Lawinenverbauung, des Natur- und Landschaftsschutzes,
des Denkmalschutzes, der Bodenkultur, des offentlichen Verkehrs sowie der
Landesverteidigung herbeizufiihren. Zur Wahrung dieser Interessen sind die dazu berufenen
Behorden und offentlich-rechtlichen Koérperschaften nach MalRgabe ihrer moglichen
Betroffenheit zu horen. Andere fir das Projekt erforderliche verwaltungsrechtliche
Bewilligungen bleiben unberihrt.

Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie
ordnet Uber die Antrage der Netz Oberdsterreich GmbH gemdl §§ 6 und 7
Starkstromwegegesetz 1968, BGBIl. Nr.70/1968, nach den Bestimmungen des
Elektrotechnikgesetzes 1992, BGBI. Nr. 106/1993, sowie im Zusammenhalt mit den
Bestimmungen der §§ 40 ff. AVG 1991, BGBI. Nr. 51/1991, samtliche idgF., die Durchfuhrung
des Ermittlungsverfahrens an.

Die miindliche Verhandlung wird gemaB § 3 Abs.2 Verwaltungsrechtliches COVID-19-
Begleitgesetz (COVID-19-VwBG), BGBI. | Nr. 16/2020 idgF, in Form einer

Videokonferenz
am Dienstag, 22. November 2022, 9.30 Uhr,

durchgefiihrt.

Die mundliche Verhandlung wird auch im Internet unter der Adresse https://www.bmk.gv.at

kundgemacht.

Sie werden eingeladen, soweit |hre Interessen berihrt sind, an der Videokonferenz
teilzunehmen. Sie kdnnen sich auch vertreten lassen.

Wenn Sie an der Videokonferenz teilnehmen wollen, geben Sie dies bitte — unter Angabe der
Geschaftszahl — bis spatestens 21.11.2022 unter den E-Mail-Adressen
Michael.Siegl@bmk.gv.at und Abt-VI-4a@bmk.gv.at

bekannt. Sie erhalten in der Folge einen Zugangs-Link fiir die Videokonferenz.
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Sie konnen personlich oder an lhrer Stelle mittels eines Bevollmachtigten teilnehmen. Sie
kdnnen auch gemeinsam mit lhrem Bevollmachtigten an der Verhandlung teilnehmen.
Bevollmachtigte konnen eigenberechtigte natirliche Personen, juristische Personen oder
eingetragene Personengesellschaften sein. Bevollmachtigte haben sich durch eine schriftliche,
auf Namen oder Firma lautende Vollmacht auszuweisen. Vor der Behérde kann eine Vollmacht
auch mindlich erteilt werden. Schreitet eine zur berufsmaRigen Parteienvertretung befugte
Person ein, so ersetzt die Berufung auf die ihr erteilte Vollmacht deren urkundlichen Nachweis.
Als Bevollmachtigte sind solche Personen nicht zuzulassen, die unbefugt die Vertretung anderer
zu Erwerbszwecken betreiben.

Die Behorde kann von einer ausdriicklichen Vollmacht absehen, wenn es sich um die Vertretung
durch amtsbekannte Angehorige (§ 36a AVG), Haushaltsangehorige, Angestellte oder durch
amtsbekannte Funktiondre von beruflichen oder anderen Organisationen handelt und Zweifel
Uber Bestand und Umfang der Vertretungsbefugnis nicht obwalten.

Sie kénnen sich eines Rechtsbeistandes bedienen und auch in seiner Begleitung vor der Behorde
erscheinen.

Die Bestellung eines Bevollméachtigten schlieBt nicht aus, dass Sie im eigenen Namen
Erklarungen abgeben.

Bitte bringen Sie zur Verhandlung diese Verstindigung mit oder veranlassen Sie, dass |lhr
Bevollmachtigter diese mitbringt.

Wenn lhnen die technischen Einrichtungen zur Teilnahme an der Videokonferenz nicht zur
Verfiigung stehen, so kann die Amtshandlung auch in Ihrer Abwesenheit durchgefiihrt werden.
Die Behorde hat diesfalls den Parteien und sonstigen Beteiligten, die aus diesem Grund an der
Verhandlung nicht teilnehmen kénnen, in sonst geeigneter Weise Gelegenheit zu geben, ihre
Rechte auszuiiben bzw. bei der Feststellung des Sachverhaltes mitzuwirken (§ 3 Abs. 3 COVID-
19-VwBG).

GemalR § 42 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG), BGBI. Nr. 51/1991, idgF, ist
gesetzlich vorgesehen, dass Beteiligte spatestens wahrend der mindlichen Verhandlung
Einwendungen erheben konnen; andernfalls verliert eine Person, die rechtzeitig die
Verstandigung von der Anberaumung erhalten hat, gemaR § 42 AVG ihre Stellung als Partei.
Wird, wie im vorliegenden Fall, die mindliche Verhandlung unter Verwendung technischer
Einrichtungen zur Wort- und Bildlibertragung durchgefiihrt, so hat die Behérde gemall § 3
Abs. 4 COVID-19-VwWBG denjenigen Beteiligten, die nicht bereits rechtzeitig Einwendungen
erhoben haben, gemall § 3 Abs. 3 bekanntgegeben haben, dass ihnen solche technischen
Einrichtungen zur Wort- und Bildlibertragung nicht zur Verfligung stehen, und an der
miindlichen Verhandlung nicht teilgenommen haben, auf Verlangen Gelegenheit zur
nachtraglichen Erhebung von Einwendungen zu geben.

Ein solches Verlangen ist spatestens drei Tage nach dem Tag zu stellen, an dem die Verhandlung
durchgeflihrt wurde. Die Behorde hat solchen Beteiligten die Verhandlungsschrift (§ 14 Abs. 3
AVG) mit der Mitteilung zu Ubermitteln, dass es ihnen freisteht, binnen einer gleichzeitig zu
bestimmenden, angemessenen Frist bei der Behorde Einwendungen zu erheben. Werden
solche Einwendungen nicht rechtzeitig erhoben, so treten die Folgen des § 42 Abs. 1 AVG ein;
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die Aufforderung der Behorde hat auch einen Hinweis darauf zu enthalten. § 42 Abs. 3 AVG

bleibt unberihrt.

In die von der Netz Oberosterreich GmbH Ubermittelten Einreichunterlagen kann bis zur
mindlichen Verhandlung im Stadtamt St. Valentin, Hauptplatz 7, 4300 St. Valentin, Einsicht
genommen werden.

Gleichschriften ergehen an:

1. Netz Oberosterreich GmbH, zH. Herrn DI Wolfgang Angerer, Energiestralle 1, 4020 Linz
2. Energie AG Oberdsterreich, Bohmerwaldstralle 3, 4020 Linz
3. Stadtgemeinde St. Valentin, Hauptplatz 7, 4300 Sankt Valentin, mit dem hoflichen

Ersuchen um:

e ortsiibliche Kundmachung

e Ricklbermittlung der mit dem Anschlags- und Abnahmevermerk versehenen
Kundmachung nach Ende der Auflagefrist an das Bundesministerium fir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie,
Referat VI/4a - Energiewegerecht, Stubenring 1, 1010 Wien,

e Auflage der beiliegenden Projektunterlagen bis zur miindlichen Verhandlung zur
Einsichtnahme

4. Amt der NO Landesregierung, Landhausplatz 1, 3100 St. Pélten
5. Amt der NO Landesregierung, Abteilung LandesstraRenbau und -verwaltung,

Landhausplatz 1, 3100 St. Pélten

6. Bezirkshauptmannschaft Amstetten, Preinsbacher StraRe 11, 3300 Amstetten
7. Arbeitsinspektorat NO Wald- und Mostviertel, Daniel Gran StraRe 10, 3100 St. Pélten

Die weiteren Parteien und sonstigen Beteiligten des Verfahrens werden persénlich verstindigt.

FUr die Bundesministerin:

Mag. Michael Siegl

BUNDESMINISTERIUM FUR

KLIMASCHUTZ, UMWELT, ENERGIE,

MOBILITAT, INNOVATION UND

@ TECHNOLOGIE

AMTSSIGNATUR

Hinweis

Dieses Dokument wurde amtssigniert.

Datum

2022-10-17T10:49:41+02:00

Seriennummer

1871969199

Aussteller-Zertifikat

CN=a-sign-corporate-05,0U=a-sign-corporate-05,0=A-Trust Ges. f.
Sicherheitssysteme im elektr. Datenverkehr GmbH,C=AT

Prufinformation

Informationen zur Priifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at/

4von4




		2022-10-17T10:49:41+0200
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




